
wäre damit weder das Vorhandensein eines Fehlbe­
standes noch dessen Höhe, noch auch ein dafür ursäch­
liches Verschulden der Verklagten erweisbar gewesen. 
In der Tat lassen die im Tatbestand des arbeitsgericht­
lichen Urteils wiedergegebenen Aussagen der vernom­
menen Zeugen schon erhebliche Zweifel hinsichtlich 
der Beweiskraft der Übergabeinventur vom 25. Sep­
tember 1951 offen, so daß das Arbeitsgericht zum min­
desten gemäß § 286 Abs. 1 Satz 2 ZPO die Gründe hätte 
darlegen müssen, aus denen es sich gleichwohl für be­
rechtigt hielt, seinem Urteil den in dieser Inventur er- 
rechneten Fehlbestand zugrunde zu legen. Zur Aufklä­
rung der übrigen für eine Verurteilung der Verklagten 
grundlegenden Tatfragen hätte es einer weiteren Auf­
klärung des Sachverhalts bedurft, zu deren Vorbereitung 
die Ausübung der richterlichen Fragepflicht aus § 139 
ZPO unerläßlich gewesen wäre.

Das Urteil des Arbeitsgerichts beruht mithin auf 
einer Verletzung der §§ 249, 276 BGB, 139, 286, 287 ZPO 
und mußte deshalb aufgehoben werden.

Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht und Familienrecht

Kann das Notariat im Falle der Feststellung des Erb­
rechts nach § 1964 BGB die Erteilung eines Erbscheins 
verweigern?

Magistrat von Groß-Berlin, Abt. Justiz, Beschl. vom
8. Oktober 1953 — 3835/9/53.

Das Amtsgericht Berlin-Mitte hatte am 6. Oktober 1952 durch 
Beschluß nach § 1964 BGB ordnungsmäßig das Erbrecht des 
„Fiskus“ — des Magistrats von Groß-Berlin (Gebietskörperschaft 
Groß-Berlin) — festgestellt. Den am 8. August 1953 gestellten 
Antrag des Magistrats von Groß-Berlin auf Erteilung des Erb­
scheins lehnte das Staatliche Notariat ab, weil der Beschluß 
nach § 1964 BGB den Erbschein ersetzt und dessen Erteilung 
daher unnötig sei. Die hiergegen gerichtete Beschwerde des 
Magistrats von Groß-Berlin wurde zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
In der Beschwerde wird angeführt, daß für das 

Grundbuchamt der Nachweis der Erbfolge nur durch 
Erbschein erbracht werden kann. Begründet wird 
diese Ansicht mit dem Hinweis auf verschiedene Kom­
mentare des Bürgerlichen Rechts und des Grundbuch­
rechts. Demgegenüber ist festzu^ellen, daß das Gesetz 
selbst keine entsprechende Bestimmung enthält. Die 
in den genannten Kommentaren bürgerlicher Juristen 
geäußerte Auffassung kann als formalistisch von der 
demokratischen Justiz nicht übernommen werden. Nach­
dem das Staatliche Notariat bzw. das früher zuständige 
Nachlaßgericht das Erbrecht des Magistrats durch Be­
schluß nach § 1964 BGB festgestellt hat, würde die 
nochmalige Feststellung des Erbrechts in Form des 
Erbscheins nur eine unnötige, formale Wiederholung 
der Entscheidung desselben Staatsorgans darstellen.

Da diese Auffassung jetzt auch von den Berliner 
Grundbuchämtem für ihren Arbeitsbereich vertreten 
wird, besteht für den Magistrat von Groß-Berlin keine 
Notwendigkeit mehr, den Erbschein zu verlangen. Das 
Staatliche Notariat hat mit Recht den Antrag abgelehnt 
und hierdurch zur Vereinfachung der Arbeit unserer 
Staatsorgane beigetragen.
A n m e r k u n g :

Dem Beschlüsse ist nicht zuzustimmen.
Wenn zunächst erklärt wird, das Gesetz enthalte keine 

Bestimmung, daß für das Grundbuchamt der Nachweis 
der Erbfolge nur durch Erbschein erbracht werden 
könne, so ist das unverständlich angesichts der klaren 
Vorschrift des § 35 der Grundbuchordnung, dessen erster 
Satz lautet:

„Der Nachweis der Erbfolge kann nur durch einen 
Erbschein geführt werden.“

Ausnahmen von dieser Regel sind nur für das nota­
rielle Testament und für die Sonderfälle des § 35 Abs. 3 
(geringwertige Grundstücke und Grundstücksanteile) 
vorgesehen.

Es müßten also schon sehr schwerwiegende Gründe 
vorhanden sein, die es rechtfertigen könnten, von der 
Weiteranwendung dieser Gsetzesbestimmungen durch 
die Grundbuchämter künftighin abzusehen. Die im Be­
schluß angeführten Gründe vermögen in keiner Weise 
zu überzeugen. Das Oberste Gericht hat wiederholt vor 
dem Fehler warnen müssen, die notwendige Inne­
haltung gesetzlicher Formvorschriften praktizistisch als 
„Formalismus“ abzutun. Formvorschriften in großer

Zahl finden sich nicht nur in älteren Gesetzen, die unser 
Staat sanktioniert hat, sondern auch in den neuen Ge­
setzen unseres Staates, z.B. in der Straf Prozeßordnung. 
Sie alle dienen der Sicherung der Rechtsordnung und 
des Rechtsverkehrs; ein Verstoß gegen sie bedeutet, so­
fern das Gesetz nicht eine andere Rechtsfolge bestimmt, 
in der Regel Nichtigkeit bzw. Unwirksamkeit der be­
treffenden Rechtshandlung. Die Beobachtung der Form­
vorschriften gehört mithin wesentlich zum Inhalt der 
demokratischen Gesetzlichkeit.

Die dem Erbschein im formellen Liegenschaftsrecht 
(Grundbuchrecht) zugewiesene Rolle beruht auch nicht 
etwa auf einer überholten Auffassung bürgerlicher 
Kommentatoren, sondern, wie eingangs dargelegt, auf 
dem Gesetz und hat ihre wohlerwogenen Gründe.

Es ist zwar zuzugeben, daß sich die Wirkungen einer 
Bescheinigung nach § 1964 BGB und eines Erbscheins 
insoweit gleichen, als beide für den Staat nur eine, 
nach § 292 ZPO widerlegbare Rechtsvermutung begrün­
den. Das ist aber nicht entscheidend. Die Erteilung eines 
Erbscheins hat Rechtsfolgen, die darüber hinausgehen 
und von größter Bedeutung für den Rechtsverkehr sind; 
gemeint ist hier der in den §§ 2366, 2367 BGB geordnete 
Schutz des gutgläubigen Dritten. Daß diese Bestimmun­
gen auch dann in Betracht kommen können, wenn es 
sich um den Staat als gesetzlichen Erben handelt, liegt 
auf der Hand. Denn weder die Erteilung einer Beschei­
nigung nach § 1964 BGB noch die eines Erbscheines 
führt im Falle der Unrichtigkeit ihres Inhalts zur Ver­
nichtung des ihm entgegenstehenden Rechts des wirk­
lichen Erben. Für den Erbschein sieht in einem solchen 
Falle § 2361 BGB das Einziehungsverfahren vor, für den 
Fall des § 1964 BGB aber kommt nach § 1965 Abs. 2 BGB 
die Geltendmachung des Erbrechts im Wege der Klage 
in Betracht. Kommt es also auf einem dieser Wege zur 
Feststellung eines dem bescheinigten Rechte des Staates 
entgegenstehenden Erbrechts, so kann der Schutz des 
guten Glaubens sowohl für den präsumtiven wie für 
den wirklichen Erben, vor allem aber auch für den 
Dritten, der sich mit dem präsumtiven Erben rechts­
geschäftlich eingelassen hatte, von ausschlaggebender 
Bedeutung sein. Diese Schutzwirkung aber ist eben nur 
dem Erbschein, nicht aber einer Bescheinigung nach 
§ 1964 BGB beigelegt, und auch das hat seinen guten 
Grund. Der Erteilung der letzteren geht nur das im 
§ 1965 Abs. 1 vorgesehene Aufgebotsverfahren voraus. 
Im Erbscheinverfahren aber steht dieses Aufgebots­
verfahren an letzter Stelle und ist auch dort nur fakul­
tativ vorgesehen (§ 2358 Abs. 2). Vorherzugehen hat im 
Erbscheinverfahren eine sehr eingehende Ermittlung 
der wirklichen Rechtslage, zu der teils der Antrag­
steller selbst beizutragen hat (§§ 2354—2356 BGB), teils 
das Nachlaßgericht, jetzt also die Nachlaßbehörde, von 
Amts wegen mitzuwirken verpflichtet ist (§2358 Abs. 1). 
Alle diese Bestimmungen, die von vornherein eine mög­
lichst einwandfreie Feststellung des richtigen Erben ge­
währleisten, die Erteilung eines inhaltlich unrichtigen 
Erbscheins also ausschließen sollen, gelten nur für 
den Erbschein, nicht aber für die Bescheinigung nach 
§ 1964 BGB.

Aus allen diesen Gründen wird also auch dem Staate 
bzw. seinen Gliederungen die Erteilung eines Erbscheins 
über ihr gesetzliches Erbrecht nicht zu verweigern sein, 
und wird es auch weiterhin bei der Anwendung des § 35 
der Grundbuchordnung bewenden müssen.

Wilhelm H e i n r i c h ,  
Oberrichter am Obersten Gericht

§§ 2354, 2356 BGB.
Zur Erlangung des Erbscheins nach einem verstorbe­

nen Elternteil genügt der Abstammungsnachweis durch 
Vorlage der Geburtsurkunde. Die Vorlage der Heirats­
urkunde zum Nachweis des durch Eheschließung ge­
änderten Familiennamens ist in diesem Fall nicht er­
forderlich.

Justizverwaltungsstelle des Bezirks Cottbus, Beschl. 
vom 19. Oktober 1953 — TN 10/53.

Die Beschwerdeführerin hat die Erteilung eines Erbscheins 
nach der am 16. Mai 1934 verstoßenen Witwe Emilie N., ihrer 
Mutter, auf Grund gesetzlicher Erbfolge beantragt. - •

Gesetzliche Erben zu gleichen TeUen sind die Beschwerde­
führerin und ihre vier Schwestern, von denen drei verheiratet 
sind. Die Beschwerdeführerin hat das Erbrecht der gesetzlichen 
Erben durch Vorlage von beglaubigten Abschriften aus dem 
Geburtsregister nachgewiesen. Die Geburtsurkunden enthalten 
auch die Elternangabe. Das Staatliche Notariat L. hat mit Ver­
fügung vom 13. August 1953 die Vorlage der Heiratsurkunden
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